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TOP 3: 

Gesetz zur Modernisierung des Pass-, des Ausweis- und des 
ausländerrechtlichen Dokumentenwesens 

Drucksache: 412/23 und zu 412/23 

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Das Gesetz verfolgt das Ziel, das Pass-, das Ausweis- und das ausländerrechtli-

che Dokumentenwesen den technologischen und gesellschaftlichen Entwick-

lungen anzupassen. Verwaltungsabläufe sollen moderner und der Aufwand für 

die Bürgerinnen und Bürger und damit auch für die Behörden reduziert werden. 

Die Bundesregierung verfolgt mit dem Gesetzentwurf folgende Kernanliegen: 

– Der Kinderreisepass soll ab 1. Januar 2024 abgeschafft werden. Stattdessen 

soll für Kinder der reguläre Reisepass oder je nach Bedarf der Personalaus-

weis zur Verfügung stehen.  

– Zukünftig sollen Reisepässe, Personalausweise, eID-Karten sowie elektro-

nische Aufenthaltstitel auf Wunsch im Inland postalisch zugestellt werden 

können. 

– Im Fall eines Wohnsitzwechsels soll eine elektronische Kommunikation 

zwischen der bisherigen und der neu zuständigen Behörde möglich werden. 

Für die Führung des jeweiligen Registers soll die Behörde zuständig blei-

ben, die das Dokument ausgestellt hat; die neu zuständige Behörde soll 

durch automatisierte Abrufe ohne Zeitverzug auf die für die Aufgabenerfül-

lung erforderlichen Daten zugreifen können. 

– Behörden, die die Echtheit des Dokuments oder die Identität der Person 

überprüfen dürfen, sollen die Personendaten mit Ausnahme der biometri-

schen Daten automatisiert in ein Datenverarbeitungssystem überführen 

können. 
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– Das Mindestalter für die Nutzung eines elektronischen Identitätsnachweises 

bzw. für die Beantragung einer eID-Karte soll von 16 auf 13 Jahre gesenkt 

werden.  

II. Zum Gang der Beratungen 

Das Gesetz wurde von der Bundesregierung eingebracht; der Bundesrat hatte zu 

dem Gesetzentwurf in seiner 1033. Sitzung am 12. Mai 2023 Stellung genom-

men. Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz nunmehr in seiner 116. Sitzung 

am 7. Juli 2023 mit Änderungen angenommen. Die Anregungen des Bundesra-

tes aus seinem ersten Durchgang hat er hierbei zum Teil aufgegriffen. 

III. Empfehlung des Ausschusses für Innere Angelegenheiten 

Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfiehlt dem Bundesrat, dem 

dem Gesetz gemäß Artikel 91c Absatz 5 sowie Artikel 108 Absatz 5 des 

Grundgesetzes zuzustimmen. 
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